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Lehrer arbeiten weniger und doch zu viel 
Bildung Die neuste Arbeitszeiterhebung zeigt: Lehrkräfte wurden in den letzten zehn Jahren administrativ 
entlastet. Wegen der verbreiteten Teilzeitpensen leisten die meisten dennoch Überzeit. 

Raphaela Birrer 

«Lehrer haben am Vormittag 
recht und am Nachmittag frei.» 
Es ist zwar nur ein Witz, aber er 
steht sinnbildlich für die weit 
verbreitete Meinung, wonach 
Lehrpersonen zu viel Freizeit 
und Ferien haben. Heute möge 
er nicht mehr darüber lachen -
zu gross seien die Belastungen 
im Schulzimmer, sagt Beat 
W.Zemp, der langjährige Präsi­
dent des Lehrerverbands LCH. 

Dieser hat gestern die grösste 
Arbeitszeiterhebung für den Be­
rufsstand präsentiert, die in der 
Schweiz je durchgeführt wurde. 
Fast 11000 Deutschschweizer 
Teilnehmende haben während 
einer Woche ihre Arbeitszeit ge­
nau protokolliert sowie generelle 
Angaben zu ihrer Frei- und Fe­
rienzeit gemacht. Die Befunde 
sind aus Sicht des LCH alarmie­
rend: Lehrerinnen aller Stufen 
leisten in der Deutschschweiz 
durchschnittlich 13 Prozent unbe­
zahlte Überzeit, ohne sie kompen­
sieren zu können. Je nach Schul­
stufe arbeiten die Lehrpersonen 
auf ein 100-Prozent-Pensum 
gerechnet zwischen 2086 und 
2222 Jahresstunden statt der kan­
tonal vorgegebenen Referenz­
arbeitszeit von 1916 Stunden. 

Gesunkene Überstundenzahl 
Auch der Mythos, wonach Leh­
rer 13 Wochen Ferien hätten, lässt 
sich gemäss LCH mit der Studie 
nicht aufrechterhalten: Die be­
fragten Lehrpersonen beziehen 
durchschnittlich 5,3 Wochen Fe­
rien; in 7,7 Wochen arbeiten sie 
18,8 Stunden, kompensieren also 
einen Teil der Überzeit aus den 
Unterrichtswochen. 

Die repräsentative Studie 
zeigt allerdings auch auf, dass 
die Zahl der Überstunden seit der 
letzten Erhebung vor zehn Jah­
ren deutlich gesunken ist - um 

ANZEIGE 

\ °'- :::/--<; - ~ '.be.....'.. 5 -e.,y I .) - S"° )_g --( 3 

Die Arbeitszeit der Deutschschweizer Lehrer 
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40 Prozent. Das liegt gemäss der 
Umfrage an der Einführung der 
Schulleitungen und der Schulso­
zialarbeit. Dadurch werden die 
administrativen Arbeiten effizi­
enter organisiert und die Lehr­
personen im Umgang mit sozia­
len Schwierigkeiten in den Klas­
sen entlastet. Gleichzeitig finden 
heute weniger Weiterbildungen 
statt, weil die grossen Schulre­
formen zu Beginn des Jahrtau­
sends mittlerweile etabliert sind. 

Für den verband ist dieser Be­
fund aber trügerisch: Viele Lehr­
kräfte würden ihr Pensum redu­
zieren, um eine Überlastung zu 
vermeiden, sagt Zentralsekretä­
rin Franziska Peterhans. Nur rund 
ein Viertel der Lehrpersonen 
arbeitet gemäss Studie Vollzeit. 
Doch diese Strategie löse das Pro-
blem für die meisten Lehrerinnen 
nicht. Demnach fallen proportio­
nal umso mehr Überstunden an, 
je tiefer das Arbeitspensum ist. 
Werweniger als 50 Prozent ange­
stellt ist, arbeitet 22 bis 25 Prozent 
zu viel. Bei einem Vollzeitpensum 
beträgt die Überzeit durchschnitt­
lich nur 2 bis 3 Prozent. 

Zu wenig Zeit für Unterricht 
Das liege zum einen an Teamsit­
zungen oder Schulanlässen -
Aufgaben, die sich nicht an das 
Pensum angleichen lassen, so 
Peterhans. Zum anderen zeige 
sich darin aber auch ein struktu­
relles Problem: Lehrpersonen 
mit weniger als 50 Stellenpro­
zenten füllen ihre Sollarbeitszeit 
bereits mit dem Unterricht und 
dessen Vor- und Nachbereitung 
aus. Mit der integrativen Schu­
lung und der Einführung des 
Lehrplans 21 seien zwar die An­
forderungen an den Unterricht 
gestiegen, doch die in den kan­
tonalen Berufsaufträgen vorge­
sehene Zeit für die unterrichts­
bezogenen Tätigkeiten sei gleich 
geblieben. «Ein 100-Prozent-

Pensum ist unter den heutigen 
Rahmenbedingungen kaum zu 
leisten», sagt Peterhans. 

Den Trend zur Teilzeitarbeit 
erachtet auch Beat W. Zemp als 
problematisch, weil wegen der 
künftig steigenden Schülerzah­
len Tausende neue Lehrkräfte 
gefunden werden müssen. «Wird 
der Nachwuchs mehrheitlich 
Teilzeit arbeiten, wird sich der 
Lehrermangel dramatisch ver­
schärfen.» Um die Lehrer zu ent­
lasten, fordert der LCH weniger 
Pflichtlektionen, mehr zeitliche 
Entlastung für .Klassenlehrer, 
mehr Zeit für Elternarbeit und 
generell keine unbezahlte Über­
zeit mehr. Via kantonale Verbän­
de will er diese Anliegen nun in 
die Politik tragen. 

Dort anerkennt man die Leis­
tung der Lehrkräfte, wie Silvia 
Steiner, Präsidentin der Deutsch­
schweizer Erziehungsdirektoren­
konferenz, sagt. «Lehrpersonen 
sollten nicht mehr als das Verwal­
tungspersonal arbeiten müssen.» 
Doch die Studie zeige auch, dass 
gerade Lehrerinnen mit hohen 
Pensen mit ihrer Arbeitszeit aus­
kämen. Zudem sei die Berufszu­
friedenheit in dieser Gruppe am 
höchsten. «Deshalb müssen wir 
bemüht sein, dass wir weniger 
Kleinstpensen haben», sagt Stei­
ner. Gemäss der Zürcher Bil­
dungsdirektorin nimmt in ihrem 
Kanton der durchschnittliche Be­
schäftigungsgrad leicht, aber ste­
tig zu. «Wir beobachten bei unse­
ren Auswertungen auch, dass 
Teilzeit eher eine Reaktion auf die 
familiäre Situation ist als auf 
Überlastung.» Ihr Kanton lässt im 
Moment den Berufsauftrag unter­
suchen, um festzustellen, wo es 
Verbesserungen braucht. Zemp 
hofft, dass andere Kantone auch 
über die Bücher gehen werden. 
«Wir wollen unseren Kindern ja 
nicht davon abraten müssen, die­
sen Beruf zu ergreifen.» 
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Schweiz 

Demonstranten 
sollen rehabilitiert 
werden 

Genf 1932 Sozialisten und Rechts­
extreme standen sich in den 
Strassen von Genf gegenüber: Es 
war der 9.November 1932. Der 
Konflikt gipfelte im Aufmarsch 
der Armee. Diese eröffnete das 
Feuer, 13 Personen verloren ihr 
Leben, 65 wurden verletzt. Der 
Sozialist Leon Nicole und sechs 
seiner Anhänger wurden zu Ge­
fängnisstrafen verurteilt. 

Heute, über 86 Jahre später, 
entscheidet der Nationalrat über 
eine Standesinitiative des Kan­
tons Genf, die die Rehabilitie­
rung der sieben Männer fordert. 
Das Urteil sei damals politisch 
motiviert gewesen. Sowohl der 
Ständerat als auch die national­
rätliche Kommission für Rechts­
fragen empfehlen indes, dem 
Vorstoss keine Folge zu leisten. 
«Es wäre ein problematischer 
Eingriff in die Gewaltenteilung», 
sagt Nationalrätin Andrea Gmür­
Schönenberger (CVP). Im Gegen­
satz zum Kanton Genf erachtet 
ihre Kommission das Urteil als 
korrekt: «Die Verurteilung er­
folgte nicht aufgrund ihrer Teil­
nahme an der Demonstration, 
sondern wegen des Widerstands 
gegen die Staatsgewalt.» 

Zudem habe bereits eine poli­
tische Rehabilitation stattgefun­
den: Leon Nicole wurde später in 
den Nationalrat und in die Gen­
fer Regierung berufen. Er starb 
1965. Weitere Beteiligte wurden 
ins Genfer Kantonsparlament ge­
wählt. 

Für die Beweggründe derVer­
urteilten, sich gegen antidemo­
kratische und antisemitische Or­
ganisationen zu wehren, zeigt 
die Kommission Verständnis. Sie 
anerkennt auch die historische 
Bedeutung der Ereignisse für 
Genf. «Natürlich ist die Ge­
schichte tragisch. Zum Glück ist 
in der Schweiz nie mehr so etwas 
passiert», sagt Gmür-Schönen­
berger. Falls der Nationalrat die 
Standesinitiative heute ablehnt 
- wovon sie ausgeht-, bliebe den 
Initianten die Möglichkeit, ein 
Revisionsgesuch beim Bundes­
gericht zu stellen. (bey) 


